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1 0 1 . Verordnung: Durchführung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und der
Ungarischen Volksrepublik zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem
Gebiete der Steuern vom Einkommen, Ertrag und vom Vermögen

102. Kundmachung: Beitritt Israels zum Übereinkommen über das auf die Form letztwilliger Ver-
fügungen anzuwendende Recht

103. Abkommen zwischen dem Bundeskanzler der Republik Österreich und dem Minister für Aus-
wärtige Angelegenheiten und Kultus der Republik Bolivien über die Errich-
tung und Führung einer Ausbildungsstätte für Bergleute

1 0 1 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 24. Jänner 1978 zur Durch-
führung des Abkommens vom 25. Feber 1975
zwischen der Republik Österreich und der
Ungarischen Volksrepublik zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der
Steuern vom Einkommen, Ertrag und vom

Vermögen

Zur Durchführung des Abkommens vom
25. Feber 1975, BGBl. Nr. 52/1976, zwischen
der Republik Österreich und der Ungarischen
Volksrepublik zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung auf dem Gebiete der Steuern vom
Einkommen, Ertrag und Vermögen (im folgen-
den als „Abkommen" bezeichnet) wird verordnet:

Entlastung von der Kapitalertragsteuer in
Österreich

§ 1. (1) Bei Einkünften, die gemäß den §§ 93
bis 97 des Einkommensteuergesetzes 1972,
BGBl. Nr. 440, in Österreich der Kapitalertrag-
Steuer unterliegen, ist der volle Steuerabzug auch
von den Einkünften solcher Personen vorzu-
nehmen, die gemäß Artikel 4 des Abkommens
in der Ungarischen Volksrepublik ansässig sind.

(2) Der Steuerpflichtige ist berechtigt, die
Rückerstattung jener Beträge an Kapitalertrag-
steuer zu begehren, die über das nach Artikel 10
Absatz 2 des Abkommens zulässige Ausmaß
hinaus einbehalten wurden.

(3) Der Anspruch auf Steuerrückerstattung
gemäß Absatz 2 steht nur jener Person zu, die
im Zeitpunkt des Zufließens der Einkünfte das
Recht auf Nutzung der diese Einkünfte abwer-
fenden Kapitalanlagen besaß.

(4) Steuerrückerstattungsanträge sind unter
Verwendung der Vordrucke R-U 1 (Anlage)
geltend zu machen. Die Vordrucke sind bei der
ungarischen Geldinstitutszentrale erhältlich. Der

Antrag ist innerhalb von drei Jahren nach Ab-
lauf des Kalenderjahres, in dem die besteuerten
Einkünfte zugeflossen sind, bei der für die Be-
steuerung des Antragstellers zuständigen unga-
rischen Steuerbehörde in zweifacher Ausfertigung
einzureichen. Entstehen im Lauf eines Kalender-
jahres mehrere Rückerstattungsansprüche, so sind
sie möglichst zusammen in einem Antrag geltend
zu machen. Ansprüche aus drei Jahren können
in einem Antrag zusammengefaßt werden. So-
weit jedoch die in Österreich ansässigen Ertrag-
schuldner nicht vom gleichen Finanzamt zur
Körperschaftsteuer veranlagt werden, sind ge-
sonderte Anträge einzureichen.

(5) Jedem Antrag sind Belege über den Bezug
der Einkünfte anzuschließen. Wird der Antrag
durch einen Vertreter unterzeichnet, so ist eine
Vollmacht des Anspruchsberechtigten (Absatz 3)
beizulegen.

(6) Die ungarische Steuerbehörde bestätigt zu-
treffendenfalls auf der zweiten Antragsausferti-
gung, daß der Antragsteller in der Ungarischen
Volksrepublik ansässig ist. Die zweite Ausferti-
gung des Antrages wird sodann von der unga-
rischen Behörde unter Anschluß sämtlicher Belege
sowie einer allfälligen Vollmacht im Weg des
Bundesministeriums für Finanzen dem Finanzamt
zugeleitet, das für die Veranlagung des Ertrag-
schuldners zur Körperschaftsteuer in Österreich
zuständig ist.

(7) Das im Absatz 6 bezeichnete Finanzamt
hat über den Antrag zu entscheiden.

Entlastung von der Besteuerung in der Unga-
rischen Volksrepublik

§ 2. (1) In der Ungarischen Volksrepublik
wird der Steuerabzug von den im Abkommen
bezeichneten Einkünften nur in dem Ausmaß
vorgenommen, das durch die Bestimmungen des
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Abkommens vorgesehen ist (Entlastung an der
Quelle).

(2) Konnte in der Ungarischen Volksrepublik
die Entlastung an der Quelle (Absatz 1) nicht
durchgeführt werden, so kann bei dem in Absatz 3
bezeichneten ungarischen Organ ein Antrag auf
Rückerstattung der entgegen den Vorschriften
des Abkommens einbehaltenen Steuer gestellt
werden. Dem Antrag wäre eine österreichische
Wohnsitzbescheinigung anzuschließen.

(3) Anträge gemäß Absatz 2 sind, wenn sich
der Antrag auf eine im Abzugsweg an der Quelle
erhobene Steuer bezieht, bei dem ungarischen
Organ, das die Zahlungen (Lizenzgebühren,
Honorare, usw.) geleistet hat, in allen anderen

Fällen bei der ungarischen Steuerbehörde ein-
zureichen, die für die Veranlagung der Steuer
zuständig ist, auf die sich der Antrag bezieht.

Wohnsitzbescheinigung

§ 3. (1) Steuerpflichtige, die zur Erlangung
einer abkommensgemäßen Steuerentlastung in
Österreich oder in Ungarn den Nachweis er-
bringen müssen, daß sie in einem der beiden
Staaten ansässig (Artikel 4 des Abkommens) sind,
können sich je nach Lage des Falles in Österreich
oder in Ungarn an die dort für ihre Einkommens-
(Körperschaft)besteuerung zuständige Behörde
wenden und um Ausstellung einer diesbezüg-
lichen Bestätigung (Wohnsitzbescheinigung) an-
suchen.

Die österreichische Wohnsitzbescheinigung wird in folgender Form erteilt:

Androsch
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1 0 2 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 7. Feber 1978 betreffend den Bei-
tritt Israels zum Übereinkommen vom
5. Oktober 1961 über das auf die Form
letztwilliger Verfügungen anzuwendende

Recht

Nach Mitteilung der Königlich Niederländi-
schen Botschaft in Wien ist Israel dem Überein-

kommen über das auf die Form letztwilliger Ver-
fügungen anzuwendende Recht (BGBl. Nr. 295/
1963, letzte Kundmachung betreffend den Gel-
tungsbereich BGBl. Nr. 496/1976) am 11. Novem-
ber 1977 beigetreten.

Androsch

1 0 3 .

ABKOMMEN
ZWISCHEN DEM BUNDESKANZLER
DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND
DEM MINISTER FÜR AUSWÄRTIGE
ANGELEGENHEITEN UND KULTUS
DER REPUBLIK BOLIVIEN ÜBER DIE
ERRICHTUNG UND FÜHRUNG
EINER AUSBILDUNGSSTÄTTE FÜR

BERGLEUTE

Der Bundeskanzler der Republik Österreich
und der Minister für Auswärtige Angelegenheiten
und Kultus der Republik Bolivien, vom Wunsche
geleitet, die im Abkommen zwischen der Repu-
blik Österreich und der Republik Bolivien über
die Errichtung und Führung einer Ausbildungs-
stätte für qualifizierte Bergarbeiter (Steiger) in
Bolivien vom 29. März 1972 sowie in dessen
Zusatzabkommen vom 15. Mai 1974 begonnene
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der technischen
und beruflichen Ausbildung in Form von Lehr-
gängen für bolivianische Bergleute weiterzu-
führen und auszubauen, sind zu diesem Zweck
wie folgt übereingekommen:

Artikel I

Die Vertragschließenden Teile führen für die
Dauer von 3 Jahren folgendes Projekt durch:

Neben der Weiterführung der Ausbildung boli-
vianischer Bergleute in der Form von speziali-
sierten Fortbildungskursen wird die österreichisch-
bolivianische Bergbauschule in Oruro als admini-
stratives Zentrum für die Durchführung der
Fortbildungskurse ausgebaut und sorgt für die
Vermittlung des theoretischen Fachwissens.
Außerdem wird eine Lehrmine der Bergbauschule
angeschlossen.

Artikel II

Ziel der Fortbildungsaktion ist die Hebung
des Ausbildungsniveaus der Bergarbeiter durch

a) Schulung in Abbau und Sammlung von
Erzen
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b) Verbesserung der Bergbautechniken

c) Heranbildung von Facharbeitern

Artikel III
Die bolivianische Seite nominiert das staat-

liche bolivianische Forschungsinstitut für Berg-
bau und Metallurgie (Instituto de Investigationes
Minero-Metalurgicas) für die Durchführung des
Projektes.

Artikel IV

Die Ausbildung der bolivianischen Bergleute
wird einerseits in staatlichen und privaten Minen
und andererseits in der österreichisch-bolivi-
anischen Bergbauschule sowie in der ihr ange-
schlossenen Lehrmine in Oruro durchgeführt.

Artikel V

Die Kursteilnehmer werden durch die zu-
ständigen bolivianischen Stellen ausgewählt. Dem
österreichischen Kursleiter steht das Recht zu,
unter Angabe der Gründe einzelne Bewerber
zurückzuweisen oder Teilnehmer vom Kurs-
besuch auszuschließen. Die Kursteilnehmer er-
halten nach erfolgreicher Absolvierung der Kurse
eine Teilnahmebestätigung.

Artikel VI

(1) Die österreichische Seite stellt für die Dauer
von drei Jahren vier Instruktoren zur Verfü-
gung, von denen einer gleichzeitig die Funktion
des Direktors übernimmt. Die Republik Öster-
reich zahlt deren Gehälter und Auslandszulagen
und trägt die Kosten der Hin- und Rückreise
sowie der Kranken- und Unfallversicherung für
die Instruktoren und ihre Familienangehörigen.

(2) Weiters stellt die österreichische Seite
frei Oruro für die Durchführung der Fortbil-
dungskurse Maschinen, Werkzeuge und Lehr-
behelfe sowie Transportmittel zur Verfügung, die
nach Beendigung dieses dem vorliegenden Ab-
kommen zugrunde liegenden Projektes in das
Eigentum der Republik Bolivien übergehen.

Artikel VH

(1) Das Projekt wird vom österreichischen
Direktor und dem bolivianischen Ko-Direktor
geleitet, die gemeinsam für die Planung, Organi-
sation und Koordination der Tätigkeiten der
Schule verantwortlich sind. Der österreichische
Direktor ist für alle Angelegenheiten des öster-
reichischen Ausbildungspersonals und für die
technische Ausbildung der Lehrgangsteilnehmer
verantwortlich. Zu seinen vordringlichen Pflich-
ten gehört auch die Ausbildung bzw. Fortbil-
dung des bolivianischen Personals, das dadurch
zur Übernahme und Weiterführung des Projektes
qualifiziert werden soll.
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(2) Die technische Ausbildung wird aufgrund
der Anordnungen des österreichischen Direktors
gegenüber dem von bolivianischer Seite beige-
stellten Personal durchgeführt. Er ist für den
Unterricht in anderen als in technischen Gegen-
ständen nicht verantwortlich.

Artikel VIII
Die bolivianische Seite wird im Zusammenhang

mit den gemäß Art. VI Abs. 1 zu entsendenden
österreichischen Instruktoren insbesondere nach-
stehende Begünstigungen gewähren und Lei-
stungen erbringen:

1. Befreiung von allen fiskalischen Abgaben
auf österreichischerseits bezahlte Gehälter, Be-
züge und andere Zuwendungen während der
Einsatzdauer in Bolivien;

2. Befreiung des Übersiedlungsgutes und der
für den persönlichen Gebrauch der österreichi-
schen Instruktoren und ihrer Familienangehörigen
bestimmten Gegenstände von allen Einfuhr- und
Ausfuhrabgaben und allfälligen Kautionen sowie
Befreiung von Gebühren und Abgaben für die
Inbetriebnahme und Benützung dieser Gegen-
stände. Dazu gehören zum Beispiel je Haushalt
ein Kraftfahrzeug oder Motorrad sowie die dafür
erforderlichen Ersatzteile und Reservebereifung,
ein Kühlschrank, eine Waschmaschine, ein Fern-
sehgerät, ein Rundfunkgerät, ein Tonbandgerät,
ein Plattenspieler, kleinere Elektrogeräte sowie
Klimageräte, eine Foto- und Kinoausstattung
samt einer entsprechenden Anzahl dazugehöriger
Filme sowie im Rahmen ihrer persönlichen
Bedürfnisse Medikamente, Kinder- und Diät-
nahrungsmittel;

3. Beistellung geeigneter und angemessen ein-
gerichteter Wohnungen für die österreichischen
Instruktoren und ihre Familienangehörigen sowie
Übernahme der Betriebskosten für diese Wohnun-
gen oder Leistung einer adäquaten Wohnungs-
zulage in bar;

4. Vorsorge für ärztliche und chirurgische
Behandlung, ausgenommen Zahnchirurgie und
Zahnersatz, sowie für Krankenhausaufenthalt;

5. Ausstellung von Ausweisen für internatio-
nale Beamte für die österreichischen Instruk-
toren zur Durchführung der ihnen übertragenen
Aufgaben sowie entsprechende Ausweise für
ihre Familienangehörigen;

6. Jederzeitige, abgabenfreie und unverzüg-
liche Bewilligung der Ein- und Ausreise, die
Gewährung der Arbeits- und Aufenthaltsgeneh-
migungen für die österreichischen Instruktoren
und ihre Familienangehörigen sowie die Gewäh-
rung einer uneingeschränkten Bewegungsfreiheit
in Bolivien und die Übernahme der Reisekosten
innerhalb Boliviens;



596 26. Stück — Ausgegeben am 17. Feber 1978 — Nr. 103

7. Die bolivianische Seite gewährt den öster-
reichischen Instruktoren die oben angeführten
Vorrechte zumindest in dem Umfang wie sie
Experten jeglicher anderer Staatsangehörigkeit
eingeräumt werden;

8. Einräumung desselben Schutzes für die
österreichischen Instruktoren und ihre Familien-
angehörigen wie er Experten internationaler
Organisationen in Bolivien gewährt wird;

9. Beistellung eines Ko-Direktors und zweier
weiterer Verwaltungskräfte sowie den österrei-
chischen Ausbildern zur Seite stehendes zahlen-
mäßig ausreichendes und im Sinne dieses Ab-
kommens für die spätere Übernahme der Aus-
bildungsstätte entsprechend geeignetes Personal,
insbesondere vier Ausbilder;

10. Beistellung einer von der österreichischen
Seite als erforderlich angesehenen Zahl von Fach-
und Hilfskräften zur Erhaltung des uneinge-
schränkten und fortlaufenden Lehr-, Werk-
stätten- und Verwaltungsbetriebes der Ausbil-
dungsstätte sowie deren Bezahlung.

Artikel IX

(1) Die bolivianische Seite haftet für alle
Schäden, welche die österreichischen Instruk-
toren bei Erfüllung der ihnen übertragenen
Pflichten einem Dritten zufügen. Hinsichtlich
solcher Schäden wird die bolivianische Seite
die österreichischen Instruktoren schad- und
klaglos halten.

(2) Die bolivianische Seite hat nur dann das
Recht, von den österreichischen Instruktoren
Schadenersatz zu verlangen, wenn diese den
Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig verur-
sacht haben.

(3) Die bolivianische Seite haftet für alle
Schäden, die im Zusammenhang mit den Pro-
jektsarbeiten entstehen.

Artikel X

(1) Die bolivianische Seite wird im Zusammen-
hang mit der von der österreichischen Seite oder
in ihrem Auftrag von österreichischen Instituten
und Unternehmungen für die Verwirklichung
des Projektes gemäß Art. VI Abs. 2 zur Verfügung
gestellten Ausstattung insbesondere nachstehende
Leistungen erbringen:

a) Befreiung von Ein- und Ausfuhrzöllen
und sämtlichen Einfuhrabgaben sowie allen
sonstigen Abgaben und Steuern, staatlichen,
regionalen und kommunalen Abgaben;

b) Übernahme der Versicherung für Feuer,
Haftpflicht und Diebstahl vom Zeitpunkt
des Einlangens der Ausstattung in Oruro;
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c) Übernahme der Kosten der erforderlichen
technischen Installationen für die Montage
und den Betrieb von maschinellen oder
sonstigen technischen Anlagen, der Kosten
für die Wartung und den Betrieb der Kraft-
fahrzeuge.

(2) Die bolivianische Seite erbringt zur Durch-
führung des Projektes folgende Leistungen:

a) Errichtung und Ausstattung eines Schul-
gebäudes mit Lehr-, Lager- und Verwal-
tungsräumen;

b) Erwerb und Ausbau einer Lagerstätte als
Lehrmine in Oruro;

c) Beistellung von zusätzlichen über das Aus-
maß der von Österreich zur Verfügung
gestellten Mindestausstattung hinausgehen-
den Ausrüstungen und maschinellen An-
lagen, soweit deren Anschaffung für einen
ordnungsgemäßen Ausbildungsbetrieb als
notwendig und erforderlich erachtet wird;

d) Übernahme der laufenden Ausgaben für
den Betrieb der Ausbildungsstätte, insbe-
sondere für Instandhaltung und Reparatur
von Gebäuden, Einrichtungen, Maschinen
und Fahrzeugen, sowie für Dienstleistungen;
ferner Steuern, Gebühren, Abgaben, Aus-
gaben für Transport, Wasser, Elektrizität,
Treibstoff und Telefon;

e) Stipendien für Kursteilnehmer sowie deren
Unterbringung und Verpflegung während
der Lehrgänge in Oruro.

Artikel XI

Meinungsverschiedenheiten über die Ausle-
gung oder die Anwendung dieses Abkommens
sind auf diplomatischem Wege beizulegen.

Artikel XII

(1) Das vorliegende Abkommen tritt sechzig
Tage nach dem Datum seiner Unterzeichnung
in Kraft. Es wird für einen Zeitraum von drei
Jahren abgeschlossen.

(2) Das Abkommen kann jederzeit unter Ein-
haltung einer Frist von drei Monaten schrift-
lich auf diplomatischem Wege gekündigt werden.

(3) Im Falle der Kündigung sowie des in Abs. 1
genannten Zeitablaufes bleiben die Art. VIII,
IX und X des vorliegenden Abkommens bis
zu der innerhalb angemessener Frist zu erfolgen-
den Auflösung des Projektes in Kraft.

Artikel XIII

Durch das vorliegende Abkommen werden das
Abkommen zwischen der Republik Österreich
und der Republik Bolivien über die Errichtung
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und Führung einer Ausbildungsstätte für Berg-
leute (Steiger) in Bolivien vom 29. März 1972
sowie dessen Zusatzabkommen vom 15. Mai 1974
nicht berührt.

Geschehen in La Paz am 24. November 1977
in zwei Urschriften in deutscher und spanischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen
authentisch sind.

Für den Bundeskanzler der Republik Österreich:

Dr. Peter Müller

Für den Minister für Auswärtige Angelegen-
heiten und Kultus der Republik Bolivien:

Gral. Brig. Aé Juan Pereda Asbún

Das vorstehende Abkommen ist gemäß seinem Art. XII Abs. 1 am 23. Jänner 1978
in Kraft getreten.

Kreisky


